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MELDEADRESSE IN DEUTSCHLAND 

TROTZ AUSWANDERUNG:  

RISIKEN EINES SCHEINWOHNSITZES
Meldeadresse trotz Auswanderung

Wer auswandert, aber die Meldead-

resse in Deutschland bewusst beste-

hen lässt, hat dafür meist nachvoll-

ziehbare Gründe: Das Bankkonto soll 

erhalten bleiben, die Krankenversi-

cherung weiterlaufen, das Kinder-

geld nicht unterbrochen werden und 

eine Rückkehr soll einfach möglich 

sein. Aus Sicht des deutschen Rechts 

ist eine Meldeadresse, an der man 

tatsächlich nicht mehr wohnt, jedoch 

keine bloße Formalie. Sie ist ein 

Scheinwohnsitz. Anders als die 

schlicht vergessene Abmeldung, die 

vor allem ein Buß-

geldrisi-

ko begründet, kann eine bewusst 

aufrechterhaltene Meldeadresse Fol-

gen in mehreren Rechtsgebieten zu-

gleich auslösen: im Melderecht, im 

Steuerrecht, beim Kindergeld und 

bei Sozialleistungen, beim Wahlrecht 

und bei Versicherungen.

Die Abmeldepflicht selbst, ihre Fris-

ten und die Schnittstelle zur Wehrer-

fassung erläutert der Beitrag zur Mel-

depflicht bei Wohnsitz im Ausland. Im 

Folgenden geht es um die bewusste, 

dauerhafte Beibehaltung einer deut-

schen Meldeadresse trotz Wegzugs 

und um die Frage, welche Risiken da-

mit verbunden sind.

Scheinwohnsitz und vergessene 

Abmeldung: der Unterschied

Nach § 17 Abs. 2 des Bundesmelde-

gesetzes (BMG) muss sich abmel-

den, wer aus einer Wohnung auszieht 

und keine neue Wohnung im Inland 

bezieht, und zwar innerhalb von zwei 

Wochen nach dem Auszug. Die Ab-

meldung ist frühestens eine Woche 

vor dem Auszug möglich. Wer diese 

Frist aus Zeitdruck oder Unkenntnis 

versäumt, hat ein melderechtliches 

Versäumnis begangen, das sich in al-

ler Regel durch eine nachgeholte Ab-

meldung bereinigen lässt.

Von einem Scheinwohnsitz spricht 

man, wenn eine Meldeadresse fortge-

führt wird, obwohl dort tatsächlich 

niemand wohnt und dies auch nicht 

beabsichtigt ist. Typisch ist die Kon-

stellation, dass Verwandte oder Be-

kannte ihre Adresse „zur Verfügung 

stellen“, ohne dass es ein eigenes 

Zimmer, einen eigenen Schlüs-

sel oder eine tatsächliche Nut-

zung gibt. Aus einer bloßen 

Unterlassung wird dann ein 

auf Dauer angelegter Zu-

stand, der gegenüber Behör-

den, Banken, Versicherern 

und Leistungsträgern einen falschen 

Eindruck erweckt.

Melderecht: zwei unterschiedliche 

Bußgeldrahmen

Das Bundesmeldegesetz ahndet Ver-

stöße als Ordnungswidrigkeiten. Es 

unterscheidet dabei zwei Konstellati-

onen mit sehr unterschiedlichen Buß-

geldrahmen.

Unterlassene Abmeldung: bis zu 

1.000 Euro

Wer sich entgegen § 17 Abs. 2 BMG 

nicht oder nicht rechtzeitig abmeldet, 

handelt nach § 54 Abs. 2 Nr. 2 BMG 

ordnungswidrig, und zwar vorsätzlich 

wie fahrlässig. Die Geldbuße beträgt 

bis zu 1.000 Euro (§ 54 Abs. 3 BMG). 

Bleibt ein Auswanderer lediglich an 

seiner bisherigen Adresse gemeldet, 

fällt das in der Regel unter diesen Tat-

bestand.

Scheinanmeldung:  

bis zu 50.000 Euro

Deutlich schärfer ist die Scheinanmel-

dung geregelt. § 19 Abs. 6 BMG ver-

bietet es, eine Wohnungsanschrift für 

eine Anmeldung einem Dritten anzu-

bieten oder zur Verfügung zu stellen, 

obwohl ein tatsächlicher Bezug der 

Wohnung durch den Dritten weder 

stattfindet noch beabsichtigt ist. Ein 

vorsätzlicher Verstoß ist nach § 54 

Abs. 1 BMG ordnungswidrig und kann 

mit einer Geldbuße bis zu 50.000 Euro 

geahndet werden (§ 54 Abs. 3 BMG).

Diese Vorschrift betri�t den Fall, dass 

eine Adresse für eine neue Anmel-

dung bereitgestellt wird, etwa wenn 

sich der Auswanderer bei Verwandten 

anmeldet, um dort eine Postanschrift 

zu haben. Sie richtet sich zunächst an 

denjenigen, der die Anschrift anbietet. 

Der Auswanderer selbst ist aber nicht 

außen vor: Das Ordnungswidrigkeiten-

recht kennt einen einheitlichen Betei-

ligtenbegri� (§ 14 Abs. 1 OWiG). Wer 

eine Scheinanmeldung vorsätzlich 

veranlasst oder daran mitwirkt, kann 

deshalb selbst als Beteiligter geahn-

det werden.

Steuerrecht:  

Wenn die Meldeadresse gegen den 

eigenen Wegzug spricht

Der vielleicht wichtigste E�ekt betri�t 

die Einkommensteuer. Wer auswan-
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dert, um nicht mehr mit dem Weltein-

kommen in Deutschland steuer-

pflichtig zu sein, erschwert sich mit 

einer fortbestehenden Meldeadresse 

gerade den Nachweis, auf den es an-

kommt.

Melderegister ist nicht Steuerwohn-

sitz, aber ein Indiz

Unbeschränkt einkommensteuer-

pflichtig ist, wer im Inland einen 

Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen 

Aufenthalt hat (§ 1 Abs. 1 EStG). Ei-

nen Wohnsitz hat nach § 8 der Abga-

benordnung (AO), wer eine Wohnung 

unter Umständen innehat, die darauf 

schließen lassen, dass er sie beibe-

halten und benutzen wird. Den ge-

wöhnlichen Aufenthalt hat nach § 9 

AO, wer sich unter Umständen auf-

hält, die erkennen lassen, dass er 

nicht nur vorübergehend verweilt; als 

solcher gilt stets ein zeitlich zusam-

menhängender Aufenthalt von mehr 

als sechs Monaten, wobei kurzfristige 

Unterbrechungen unberücksichtigt 

bleiben; ausgenommen sind reine 

Besuchs-, Erholungs- oder ähnliche 

private Aufenthalte bis zu einem Jahr 

(§ 9 Satz 3 AO). 

Beide Vorschriften stellen auf die tat-

sächlichen Verhältnisse ab, nicht auf 

das Melderegister. Eine Abmeldung 

schützt deshalb nicht vor der Steuer-

pflicht, wenn der Lebensmittelpunkt 

tatsächlich in Deutschland geblieben 

ist. Umgekehrt beendet eine fortbe-

stehende Anmeldung nicht automa-

tisch einen Wegzug. Die Finanzver-

waltung sieht die An- und Abmeldung 

aber im Allgemeinen als Indiz für die 

Begründung oder Aufgabe eines 

Wohnsitzes an (Anwendungserlass 

zur Abgabenordnung zu § 8). Wer 

weiter gemeldet ist, muss also mit 

Nachfragen rechnen und die tatsäch-

liche Aufgabe der Wohnung belegen 

können.

Erhöhte Mitwirkungspflicht bei 

Auslandssachverhalten

Hinzu kommt § 90 Abs. 2 AO. Soweit 

Vorgänge im Ausland betro�en sind, 

muss der Steuerpflichtige den Sach-

verhalt selbst aufklären und die erfor-

derlichen Beweismittel bescha�en. 

Er kann sich nicht darauf berufen, ei-

nen Sachverhalt nicht aufklären oder 

Beweismittel nicht bescha�en zu 

können, wenn er sich diese 

Möglichkeit bei der 

Gestaltung 

seiner Ver-

h ä l t n i s s e 

hätte verschaf-

fen können. Ver-

letzt er diese Pflich-

ten, kann das Finanz-

amt die Besteuerungs-

grundlagen zu seinen Lasten 

schätzen. Eine unzutre�ende Mel-

deadresse macht es schwerer, die 

Wohnsitzaufgabe schlüssig zu doku-

mentieren.

Weitere Umstände, die für einen 

Inlandswohnsitz sprechen können

Neben der Meldeadresse prüft die 

Finanzverwaltung weitere tatsächli-

che Umstände:

  Verfügbare Wohnung: Eine jeder-

zeit zugängliche Wohnung oder ein 

eigenes Zimmer, etwa im Eltern-

haus, kann einen Wohnsitz begrün-

den, wenn sie regelmäßig genutzt 

wird, zum Beispiel jedes Jahr über 

mehrere Wochen.

  Mietvertrag „zur Sicherheit“: Wird 

die bisherige Wohnung weiter an-

gemietet und nicht fremdvermie-

tet, spricht das regelmäßig für ei-

nen fortbestehenden Wohnsitz.

  Ferienwohnung: Eine regelmäßige 

mehrwöchige Eigennutzung kann 

genügen; eine reine Fremdvermie-

tung begründet grundsätzlich kei-

nen Wohnsitz.

  Familie: Bleiben Ehepartner oder 

minderjährige Kinder in der bishe-

rigen Wohnung, ist das ein gewich-

tiger Umstand, der eigenständig zu 

prüfen ist.

  Längere Inlandsaufenthalte: Ein 

zusammenhängender Aufenthalt 

von mehr als sechs Monaten be-

gründet einen gewöhnlichen Auf-

enthalt, auch ohne eigene Woh-

nung.

Doppelte 

Ansässigkeit und 

Folgen

Wer eine deutsche Wohnung nicht 

wirksam aufgibt und im Zielstaat 

ebenfalls als ansässig gilt, kann in 

beiden Staaten unbeschränkt steuer-

pflichtig sein. Dann entscheidet die 

Tie-Breaker-Regel eines Doppelbe-

steuerungsabkommens, welcher 

Staat vorrangig besteuern darf.

Wird die Wohnsitzaufgabe nicht sau-

ber dokumentiert, drohen Schät-

zungsbescheide und Steuernachzah-

lungen für zurückliegende Jahre samt 

Zinsen nach § 233a AO. Wer trotz 

fortbestehender Steuerpflicht keine 

oder unrichtige Erklärungen abgibt, 

riskiert im Einzelfall den Vorwurf der 

Steuerhinterziehung nach § 370 AO.

Kindergeld und Sozialleistungen

Viele Leistungen knüpfen an einen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufent-

halt im Inland an. Maßgeblich sind 

die tatsächlichen Verhältnisse, nicht 

das Melderegister.

Kindergeld

Kindergeld nach dem Einkommen-

steuergesetz erhält grundsätzlich, 

wer im Inland einen Wohnsitz oder ge-

wöhnlichen Aufenthalt hat (§ 62 Abs. 

1 Satz 1 Nr. 1 EStG). Nach einem Weg-

zug kann der Anspruch entfallen, in 

bestimmten Fällen aber fortbestehen, 

etwa bei unbeschränkter Steuer-

pflicht nach § 1 Abs. 2 oder 3 

EStG (§ 62 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 

EStG) oder bei einem Weg-

zug innerhalb der EU 

nach der Verordnung 

(EG) Nr. 883/2004. 

Wer Kindergeld be-

zieht, muss Ände-

rungen in den Ver-

hältnissen, die für 

die Leistung erheb-

lich sind, unverzüg-

lich der Familienkasse 

m i t -

teilen (§ 68 

Abs. 1 EStG). Dazu gehört ein Weg-

zug ins Ausland. Da das Kindergeld 

als Steuervergütung gezahlt wird 

(§  31 Satz 3 EStG), kann das Ver-

schweigen den Tatbestand der Steu-

erhinterziehung erfüllen (§ 370 Abs. 1 

Nr. 2 AO). Hinzu kommt die Rückfor-

derung des zu Unrecht gezahlten 

Kindergelds.

Grundsicherungsgeld und andere 

Sozialleistungen

Leistungen nach dem SGB II, seit dem 

1. Juli 2026 als Grundsicherungsgeld 

bezeichnet, setzen einen gewöhnli-

chen Aufenthalt in Deutschland vor-

aus (§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SGB II). Die 

Pflicht, leistungserhebliche Änderun-

gen mitzuteilen, folgt hier aus § 60 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB I. Wer einen 

Wegzug verschweigt und weiter Leis-

tungen bezieht, riskiert neben der 

Rückforderung ein Strafverfahren we-

gen Betrugs durch Unterlassen (§§ 

263, 13 StGB). Betrug wird mit Frei-

heitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 

Geldstrafe bestraft; in besonders 

schweren Fällen, etwa bei gewerbs-

mäßigem Handeln, droht Freiheits-

strafe von sechs Monaten bis zu zehn 

Jahren (§ 263 Abs. 3 StGB).

Auch die Krankenversicherung folgt 

eigenen Regeln. Ob und wie eine ge-

setzliche Versicherung nach dem 

Wegzug fortbesteht, hängt vom Ver-

sicherungsstatus und vom Zielstaat 

ab, nicht von der Meldeadresse. 

Wahlrecht: Antragsverfahren  

statt Meldeadresse

Ein verbreitetes Motiv für die Melde-

adresse ist das Wahlrecht: Wer gemel-

det bleibt, wird automatisch in das 

Wählerverzeichnis eingetragen und 

erhält die Wahlbenachrichtigung.

Für Bundestags- und Europawahlen 

geht das Wahlrecht mit dem Wegzug 

nicht ohne Weiteres verloren. Nach 

§ 12 

Abs. 2 

des Bun-

deswahlgeset-

zes können Deut-

sche im Ausland wählen, 

wenn sie nach Vollendung des 

14. Lebensjahres mindestens drei 

Monate ununterbrochen in Deutsch-

land gewohnt haben und dies nicht 

länger als 25 Jahre zurückliegt, oder 

wenn sie aus anderen Gründen per-

sönlich und unmittelbar mit den poli-

tischen Verhältnissen in Deutschland 

vertraut und von ihnen betro�en sind. 

Für die Europawahl gilt eine entspre-

chende Regel (§ 6 Abs. 2 Europa-

wahlgesetz). Erforderlich ist ein An-

trag auf Eintragung in das Wählerver-

zeichnis, der für jede Wahl neu und 

spätestens am 21. Tag vor der Wahl 

bei der Gemeinde eingehen muss 

(§  18 Abs. 1 Bundeswahlordnung). 

Für Landtags- und Kommunalwahlen 

setzt das Landesrecht regelmäßig ei-

nen Wohnsitz im jeweiligen Land vor-

aus.

Wer das Antragsverfahren durch eine 

Scheinmeldung umgeht, nimmt auf 

einer unzutre�enden Grundlage an 

Wahlen teil. Wer seine Eintragung in 

das Wählerverzeichnis durch falsche 

Angaben erwirkt oder ohne Wahlbe-

rechtigung wählt, kann sich strafbar 

machen (§§ 107a, 107b StGB).

Führerschein und Kfz-Versicherung

Innerhalb der EU und des EWR wer-

den Führerscheine gegenseitig aner-

kannt (Richtlinie 2006/126/EG). Ob 

und wie lange ein deutscher Führer-

schein in einem Drittstaat gilt, richtet 

sich nach dem Recht des Zielstaats 

und sollte dort geklärt werden. 

Bei der Kfz-Versicherung sind Anga-

ben zum Halterwohnsitz und zum 

Standort des Fahrzeugs oft tariferheb-

lich. Werden sie nicht mehr zutre�end 

angegeben, drohen je nach Vertrag 

Beitragsnachforderungen oder Ver-

tragsstrafen. Wurden bereits bei Ver-

tragsschluss arglistig falsche Anga-

ben gemacht, kommt eine Anfech-

tung in Betracht (§ 22 VVG in Verbin-

dung mit § 123 BGB). In der Kfz-Haft-

pflichtversicherung ist die Leistungs-

freiheit des Versicherers gegenüber 

dem Versicherungsnehmer bei Oblie-
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genheitsverletzung oder Gefahrerhö-

hung regelmäßig auf 5.000 Euro be-

grenzt (§ 5 Abs. 3 KfzPflVV); Geschä-

digte bleiben geschützt. In der Kasko-

versicherung kann der Versicherer 

weitergehend leistungsfrei werden 

(§ 28 VVG).

Warum die Meldeadresse trotzdem 

behalten wird 

Die Motive sind nachvollziehbar: Kon-

to, Krankenversicherung, Kindergeld, 

Briefwahl und eine einfache Rück-

kehr. Keines dieser Ziele lässt sich 

durch eine Scheinmeldung jedoch 

rechtmäßig erreichen. Banken und 

Versicherer prüfen den tatsächlichen 

Wohnsitz anhand weiterer Merkmale, 

die Krankenversicherung folgt sozial-

versicherungsrechtlichen Regeln, für 

Kindergeld und Wahlrecht gibt es ge-

ordnete Verfahren für Auslandsdeut-

sche. Wer diese Verfahren nutzt, hat 

einen überschaubaren organisatori-

schen Mehraufwand. 

Wer stattdessen auf eine Scheinmel-

dung setzt, nimmt Bußgeld-, Steuer- 

und im Einzelfall Strafverfahrensrisi-

ken in Kauf, die bei Aufdeckung oft 

zusammentre�en.

Beispiel

Beispiel: Tobias und Julia ziehen mit 

ihren zwei Kindern dauerhaft in ei-

nen Staat außerhalb der EU. Sie mel-

den sich nicht ab und bleiben an der 

Adresse von Julias Eltern gemeldet. 

Das Kindergeld läuft weiter, die Fa-

milienkasse wird nicht informiert. 

Drei Jahre später fällt bei einer Über-

prüfung die ausländische Postan-

schrift auf. Es drohen die Rückforde-

rung des Kindergelds und ein Steu-

erstrafverfahren wegen des ver-

schwiegenen Wegzugs, ein Buß-

geldverfahren wegen der unterlasse-

nen Abmeldung und Rückfragen des 

Finanzamts, das wegen der fortbe-

stehenden Meldeadresse die Aufga-

be des Inlandswohnsitzes prüft. Eine 

rechtzeitige Abmeldung, eine Mittei-

lung an die Familienkasse und eine 

dokumentierte Wohnsitzaufgabe hät-

ten diese Verfahren voraussichtlich 

vermeiden können.

Fazit

Eine deutsche Meldeadresse trotz 

tatsächlicher Auswanderung zu be-

halten, wirkt wie eine pragmatische 

Übergangslösung. Rechtlich entsteht 

jedoch ein Scheinwohnsitz, der in 

mehreren Rechtsgebieten Risiken 

auslösen kann: Bußgelder nach dem 

Bundesmeldegesetz, Zweifel an der 

Aufgabe des steuerlichen Wohnsit-

zes, die Rückforderung von Kinder-

geld und Sozialleistungen mit mögli-

chen Straf- oder Bußgeldverfahren 

sowie Folgen bei Wahlrecht und Ver-

sicherungen. Wer auswandert, sollte 

die Wohnsitzfrage daher als festen 

Bestandteil der Wegzugsplanung be-

handeln und die Aufgabe des Inlands-

wohnsitzes nachvollziehbar doku-

mentieren.

FAQ

Darf ich meine Meldeadresse in 

Deutschland behalten, wenn ich aus-

wandere?

Nein, wenn Sie die Wohnung tatsäch-

lich nicht mehr bewohnen. Wer aus-

zieht und keine neue Wohnung im In-

land bezieht, muss sich innerhalb von 

zwei Wochen abmelden (§ 17 Abs. 2 

BMG).

Wie hoch ist das Bußgeld für eine feh-

lende Abmeldung?

Bis zu 1.000 Euro. Wer eine Anschrift 

für eine Scheinanmeldung zur Verfü-

gung stellt, riskiert bis zu 50.000 

Euro, und Beteiligte können ebenfalls 

belangt werden (§ 54 Abs. 3 BMG, § 

14 OWiG).

Bin ich steuerpflichtig, nur weil ich 

noch gemeldet bin?

Nicht allein deshalb. Maßgeblich sind 

Wohnsitz und gewöhnlicher Aufent-

halt nach §§ 8, 9 AO. Die Meldung ist 

aber ein Indiz und bei Auslandssach-

verhalten tragen Sie eine erhöhte Mit-

wirkungspflicht.

Was passiert beim Kindergeld, wenn 

ich den Wegzug nicht mitteile?

Das Kindergeld kann zurückgefordert 

werden. Da es eine Steuervergütung 

ist, kann das Verschweigen des Weg-

zugs eine Steuerhinterziehung sein 

(§ 68 Abs. 1 EStG, § 370 AO).

Kann ich aus dem Ausland an Bun-

destagswahlen teilnehmen?

Ja, unter den Voraussetzungen des 

§ 12 Abs. 2 BWahlG. Dafür ist für jede 

Wahl ein Antrag auf Eintragung in das 

Wählerverzeichnis nötig, spätestens 

am 21. Tag vor der Wahl.

Rechtsanwalt Dr. Johannes Fiala 

und die Kanzlei mit Schwerpunkt im 

internationalen Steuer- und Vermö-

gensrecht in München begleiten 

Mandanten bei der rechtlichen Ge-

staltung des Wegzugs, von der mel-

derechtlichen Abmeldung über die 

steuerliche Wohnsitzaufgabe bis zur 

Abstimmung mit Familienkasse und 

Leistungsträgern. Dr. Fiala hat zu 

steuer- und vermögensrechtlichen 

Fragen umfangreich publiziert. Neh-

men Sie unverbindlich Kontakt zur 

Kanzlei auf, um Ihre Situation in ei-

ner Erstberatung besprechen zu las-

sen.

Sie haben Fragen?

Scheuen Sie sich nicht, uns für ein 

Kennenlerngespräch anzurufen. Ger-

ne nehme ich mir persönlich Zeit, um 

Ihren Fall zu prüfen und den ungefäh-

ren Aufwand für Ihr Anliegen abzu-

schätzen.

Danach sind Sie schon einen Schritt 

weiter!

Sie erreichen uns per Telefon unter 

der Nummer 089 / 17 90 900

Dr. Johannes Fiala 
   

Dr. Johannes Fiala, PhD, RA, MBA Finanzdienstleistungen (Univ.), MM (Univ.), 

Geprüfter Finanz-und Anlageberater (A.F.A.), Bankkaufmann 

www.fiala.de/

www.initiative-nebentaetigkeit.de
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Rechtsgebiet

Melderecht,  

unterlassene Abmeldung

Melderecht,  

Scheinanmeldung

Einkommensteuer

Kindergeld

Grundsicherungsgeld und 

andere SGB-Leistungen

Wahlrecht

Kfz-Versicherung

Rechtsgrundlage

§ 17 Abs. 2, § 54 Abs. 2 Nr. 2, 

Abs. 3 BMG

§ 19 Abs. 6, § 54 Abs. 1, Abs. 3 

BMG, § 14 OWiG

§ 1 Abs. 1 EStG, §§ 8, 9, 90 

Abs. 2 AO

§§ 62, 68 EStG, § 370 AO

§ 7 SGB II, § 60 SGB I, §§ 263, 

13 StGB

§ 12 Abs. 2 BWahlG, §§ 107a, 

107b StGB

§§ 22, 28 VVG, § 5 Abs. 3 

KfzPflVV

Mögliche Folge

Geldbuße bis 1.000 Euro

Geldbuße bis 50.000 Euro, auch für Beteiligte

Fortbestehende Steuerpflicht, Schätzung, 

Zinsen nach § 233a AO

Rückforderung, Steuerstrafverfahren

Rückforderung, Betrugsverfahren

Streichung, Strafbarkeit bei falschen Angaben

Nachforderung, Leistungskürzung

Risikoübersicht
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W E R  M A C H T  W A S 

I M  D I R E K T V E R T R I E B ?

Jeden Monat wissen, 
was im Direktvertrieb läuft

www.network-karriere.com  ·  www. initiative-nebentaetigkeit.de


